Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 284 


Sachgebiet 7852 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/ 1 - 68070- E- Mi 6/70 


Bonn, den 2. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Agrarpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1043/68 über die Grundregeln zum 
Ausgleich der Auswirkungen der Berichtigungsbeträge, die 
auf die Interventionspreise gewisser Milcherzeugnisse an- 
gewandt werden. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1043/68 über die 
Grundregeln zum Ausgleich der Auswirkungen der Berichti- 
gungsbeträge, die auf die Interventionspreise gewisser Milch- 
erzeugnisse angewandt werden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 886/68 
des Rates vom 28. Juni 1968 zur Festsetzung des 
Richtpreises für Milch sowie der Interventionspreise 
für Butter, Magermilchpulver, Grana padano und 
Parmigiano-Reggiano für das Milch Wirtschaftsjahr 
1968/1969 a ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2433/69 2 ), insbesondere auf Artikel 5 
Absatz 3 Unterabsatz 1, auf Vorschlag der Kom- 
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse in 
einigen Mitgliedstaaten ist in Artikel 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 886/68 vorgesehen, daß auf die 
Interventionspreise Berichtigungsbeträge angewen- 
det werden. Zur Vermeidung etwaiger Wettbe- 
werbsverzerrungen als Folge des unterschiedlichen 
Marktpreisniveaus, zu dem die Berichtigungs- 
beträge führen, ist in Artikel 5 der gleichen Ver- 
ordnung die Anwendung von Ausgleichsbeträgen 
im Handel vorgesehen. 

Aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 2433/69 des 
Rats vom 6. Dezember 1969 zur Festsetzung des 
Richtpreises für Milch sowie der Interventionspreise 
für Butter, Magermilchpulver, Grana padano und 
Parmigiano-Reggiano für das Milchwirtschaftsjahr 
1 969/70 2 ) wenden mehrere Mitgliedstaaten die in 
der Verordnung (EWG) Nr. 886/68 vorgesehenen 
Berichtiqungsbeträge auch im Wirtschaftsjahr 
1969/70 an. 

Die Ausgleichsbeträge dürfen in ihrer Wirkung 
nicht über das Maß hinausgehen, das unbedingt 
erforderlich ist, um auf dem Inlandsmarkt das sich 
aus der Anwendung der Berichtigungsbeträge auf 


die Interventionspreise ergebende Stützungsniveau 
aufrechtzuerhalten. Es empfiehlt sich, die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1043/68 des Rates vom 23. Juni 1968 
über die Grundregeln zum Ausgleich der Auswir- 
kungen der Berichtigungsbeträge, die auf die Inter- 
ventionspreise gewisser Milcherzeugnisse ange- 
wandt werden 3 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2434/69 4 ), in diesem Sinne zu 
ergänzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1043/68 
wird um folgenden Absatz erweitert: 

„3. Die Ausgleichsbeträge werden in der Höhe fest- 
gesetzt, die erforderlich ist, damit das sich aus 
der Anwendung des Berichtigungsbetrags auf 
den Interventionspreis ergebende Preisniveau 
gewahrt wird." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage na rh ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 4 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
vom 7. Dezember 1969, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 178 
vom 25. Juli 1968, S. 6 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L. 307 
vom 7. Dezemaer 1969, S. 2 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung (EWG) Nr, 2433/69 des Rates 
vom 6. Dezember 1969 zur Festsetzung des Richt- 
preises für Milch sowie der Interventionspreise 
für Butter, Magermilchpulver, Grana padano und 
Parmigiano-Reggiano für das Milchwirtschafts- 
jahr 1969/1970 *) hat für dieses Wirtschaftsjahr 
die Preise und in mehreren Mitgliedstaaten das 
System der auf die Interventionspreise anzuwen- 
denden Berichtigungsbeträge gemäß der Verord- 
nung (EWG) Nr. 886/68 2 ), zuletzt geändert durch 
die vorerwähnte Verordnung, beibehalten. 

2. Das System der Berichtigungsbeträge bedeutet 

— einerseits gemäß Artikel 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 886/68 auf dem inländischen 
Markt einiger Mitgliedstaaten eine Erhöhung 
oder Verminderung des gemeinsamen Inler- 
ventionspreises für Butter und Magermilch- 
pulver, um bestimmten Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu geben, unter Berücksichtigung 
ihrer besonderen Marktlage das für die 
Milcherzeugnisse vorgesehene Preisniveau 
aufrechtzuerhalten, 

— andererseits gemäß Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 886/68 für den Handelsverkehr 
unter den Mitgliedstaaten die Anwendung 
von Berichtigungsbeträgen, die die Auswir- 
kungen des Unterschiedes der Marktpreise 
ausgleichen, der sich aus der Anwendung der 
erstgenannten Berichtigungsbeträge ergibt. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1043/68 des Rates 
über die Grundregeln zur Anwendung der Be- 
richtigungsbeträge sieht vor, 

— daß die Mitgliedstaaten, in denen die Berich- 
tigungsbeträge zu einer Erhöhung des Preis- 
niveaus führen, zum Schutze dieses Preis- 
niveaus die betreffenden Erzeugnisse bei der 
Einfuhr mit einer Abgabe belegen und für sie 
bei der Ausfuhr eine entsprechende Subven- 
tion gewähren, die ihre Wettbewerbsfähig- 
keit wieder herstellt, 

— daß im umgekehrten Fall einer Senkung des 
Preisniveaus für die eingeführten Erzeugnisse 
eine Subvention gewährt und auf die ausge- 
führten Erzeugnisse eine Abgabe erhoben 
wird. 

3. Der vorliegende Verordnungsentwurf soll die 
Verordnung (EWG) Nr. 1043/68 ergänzen, indem 
er die Höchstgrenze festlegt, die die Berichti- 
gungsbeträge erreichen dürfen, damit ihre Aus- 
wirkungen nicht über das Maß hinausgehen, das 
zur Stützung der betreffenden Erzeugnisse erfor- 
derlich ist, um auf dem Inlandsmarkt und im 
Handelsverkehr ihre Wettbewerbsfähigkeit wie- 
derherzustellen. Es hat sich nämlich bei der 


praktischen Anwendung der Berichtigungs- 
beträge erwiesen, daß diese unter bestimmten 
Umständen zu einem größeren Schutz der be- 
treffenden Erzeugnisse führen können, als er 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 886/68 vorge- 
sehen ist. 

In solchen Fällen handelt es sich offensichtlich 
nicht mehr um eine „Berichtigung" im Handels- 
verkehr, sondern um eine zusätzliche Stützung, 
die die betreffenden Erzeugnisse künstlich be- 
günstigt. 

4. Als Beispiel sei auf die Anwendung der Berich- 
tigungsbeträge im Handelsverkehr mit belgi- 
schem Magermilchpulver hingewiesen. 

Aus der Anwendung des in Artikel 4 Absatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 886/68 vorgesehenen 
Berichtigungsbetrages von 2,75 Rechnungsein- 
heiten je 100 kg auf den gemeinsamen Interven- 
tionspreis von 41,25 Rechnungseinheiten je 
100 kg ergibt sich in Belgien und Luxemburg ein 
Ankaufspreis der Interventionsstelle von 44 
Rechnungseinheiten. 

An der Grenze dieser Mitgliedstaaten sind Aus- 
gleichsmaßnahmen vorgesehen, nach denen 
gegenwärtig 

— auf Einfuhren eine Abgabe von 2,75 Rech- 
nungseinheiten erhoben wird, um das Preis- 
niveau von 44 Rechnungseinheiten auf dem 
Inlandsmarkt zu halten, und 

— für Ausfuhren eine Subvention in gleicher 
Höhe gewährt wird. 

Ab 1. April 1968 wurde in Belgien für eine be- 
stimmte Zahl von Erzeugnissen, darunter Mager- 
milchpulver der Tarifstelle 04.02 A II (1), 

— eine Umsatzausgleichsabgabe von 4 °/o auf 
Einfuhren und 

— eine Rückerstattung von 3,5% auf Ausfuhren 
eingeführt. 

Diese Maßnahmen bewirken eine Erhöhung des 
Schutzniveaus an der Grenze für Magermilch- 
pulver um einen entsprechenden Betrag, der sich 
auf ungefähr 1,50 Rechnungseinheiten beläuft. 
Der Schutz durch den gegenwärtig angewandten 
Berichtigungsbetrag von 2,75 Rechnungseinheiten 
in Verbindung mit dieser Erhöhung ist über- 
mäßig; das inländische Magermilchpulver wird 
im Verhältnis zu dem der anderen Länder bei 
der Ein- bzw. Ausfuhr stärker begünstigt, als es 
die Gemeinschaftsregelung vorsieht. Daraus er- 
gibt sich eine Diskriminierung zu Lasten der 
Ausfuhren der übrigen Mitgliedstaaten, deren 
Marktinterventionen verstärkt werden müssen. 


*) Vgl. Moniteur beige Nr. 64 vom 30. März 1968 
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Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das 
System der Umsatzausgleichsabgaben und Rück- 
erstattungen in Belgien am 1. Januar 1970 durch 
das Mehrwertsteuersystem hätte ersetzt werden 
müssen und das aufgeworfene Problem auf diese 
Weise gelöst worden wäre. Da jedoch die Ein- 
führung der Mehrwertsteuer in Belgien auf den 
1. Januar 1971 verschoben worden ist, bleibt das 
Problem in seiner ganzen Tragweite bestehen. 


5. Die durch den vorliegenden Entwurf vorgenom- 
mene Präzisierung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1043/68 erlaubt es, in solchen Fällen Abhilfe 
zu schaffen. Der Entwurf sieht nämlich vor, daß 
„die Ausgleichsbeträge in der Höhe festgesetzt 
werden, die erforderlich ist, damit das sich aus 
der Anwendung des Berichtigungsbetrags auf 
den Interventionspreis ergebende Preisniveau 
gewahrt wird". 
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